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Auftrag zur Beſeitigung eines eigenmächtig vor: 
genommenen Waſſerſchutzbaues; der bezügliche Theil 
des Straferkenntniſſes unterliegt dem Recurszuge nach 
ages des Ng für Steiermark. (Fall.) 
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Amtsdezte im alten Rom. Notiz.) Nr. 5, S. 24 
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Arbeiter⸗Unfallverſicherung in Oeſterreich, Ergebniſſe 
anno 1896. (Abhandl.) Nr. 2, S. 7. 

Arbeitsloſe (für) en (Matiz) Nr. 46, ©. 208. 


Arbeitsvermittlung (die) in Oeſterreich. (Abhandl.) 
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Arbeits⸗ und Lohnverhältniſſe, Streitigkeiten, 


Competenz ſ. Competenz. 
Ausweiſung ſ. Unbeſcholtenheit. 
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Beamte. Streberthum in der Beamtenſchaft 
thum. 

Beamte. Kundgebung der Wünſche und Beſchwerden der 
Beamten in der Preſſe. (Notiz.) Nr. 34, S. 150. 
Beleidigende Schreibart gegenüber einem Gemeindevor⸗ 
ſteher gehört nicht zu jenen Straffällen, auf welche 
$ 12 al. c der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 

Anwendung findet. (Fall.) Nr. 4, S. 16. 

— gegenüber einer Bergbehörde unterliegt nicht der Straf— 
ſanction nach $ 12 J. C. der kaif. Verordnung vom 
20. April 1854. (Fall.) Nr. 52, S. 239. 

Bergbehörden (der k. k.) Thätigkeit auf dem Gebiete 
der Bergpolizei und der Ueberwachung der ae 
verhältniſſe anno 1896. (Abhandl.) Nr. 29, S. 127. 

— beleidigende Schreibart ſ. d 

Berufsbildung, für den politiſchen Verwaltungsdienſt, 
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Beſſerungsanſtalten (in) Verbüßung der Verſchließungs⸗ 
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Beſtandvertrag (vom) Rücktritt des Miethers — wegen 
Abhaltung von Tanzunterhaltungen in dem unter der 
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Betriebsaulagen gewerbliche ſ. Stallungen. 

Bezirksausſchuß — wider einen — formelle Buz 
läſſigkeit der Klage. (Fall.) Nr. 8, S. 35. 

Bezirkshauptmanuſchaften (bei den k. k.) Vorſchläge 
zur Reformirung des Caſſenweſens. (Abhandl) Nr. 37, 
S. 161; Nr. 42, S. 183. 


ſ. Streber⸗ 


©: 

Bezirksſchulrathe ob im Sinne des $ 12 der kaiſ. 
Verordnung vom 20. April 1854 den „Behörden“ 
beizuzählen find und demnach dieſe Verordnung auch 
zum Schutze der Bezirksſchulräthe angewendet werden 
kann. (Abhandl.) Nr. 6, S. 25. 

Bier. Beimiſchung des jog. Bierhanſels zum auszu— 
ſchänkenden Biere. (Fall.) Nr. 29, S. 129. 

Branntwein⸗Wegbringung aus der Erzeugungs⸗ 
ſtätte ohne Anmeldung; Anwendung der Straf— 
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weinſteuergeſetzes. (Fall.) Nr. 41, S. 181. 
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pflichtige Gegenſtände vermuthet werden, eine Ver⸗ 
letzung des e zum Schutze des Briefgeheimnifjes? 
(Fall.) Nr. 15, S. 66. 

Brünn. Wos Botenlöhnungen ik Me 


Budgetrecht des Landtages, wann nur auf rechnungs⸗ 


mäßige Prüfung beſchränkt? (Fall.) Nr. 5, S. 20. 

Bund deutſcher Städte in Böhmen, Unterſagung der 
Bildung dieſes Vereines, weil mit der Vereins⸗Zweck⸗ 
ſetzung „der Wahrung und Ausgeſtaltung der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Gemeinden“, da dieſe politiſche Orga— 
nismen ſind, ein politiſcher Zweck ausgedrückt wird. 
(Fall.) Nr. 13, S. 56. 


C. 


Eartell-Sachen (in) eine Entſcheidung in den Vereinigten 
Staaten. (Notiz.) Nr. 25, S. 114. 

Caſſenweſen⸗Reformirung bei den k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften ſ. d. 

Caution zur Sicherung der Aufforſtung ſ. Wald. 

Ceſſion. Sind Stiftungsbezüge cedirbar? (Abhandl.) 
Nr. 10, S. 41. 

Collectur. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Collectur 
iſt eine Reallaſt, zu deren Präſtirung im Falle einer 
Theilung der Realität die Eigenthümer der Trennſtücke 
zur ungetheilten Hand verpflichtet ſind. (Fall.) Nr. 39, 
S. 174. 

— die von Trennſtückbeſitzern, wenn auch freiwillig 
geleiſteten Collecturen ſind von der auf die Stamm— 
realität entfallenden Geſammtgiebigkeit in Abzug zu 
bringen. (Fall.) Nr. 39, S. 174. 

Competenz hinſichtlich der Judicatur in Meldungs— 
vorſchrifts-Uebertretungen. (Abhandl.) Nr. 43, S. 187. 

— zur Entſcheidung von Streitigkeiten aus dem Arbeits— 
und Lohnverhältniſſe. (Notiz) Nr. 43, S. 192. 

— der Eiſenbahn- und Waſſerrechts-Behörden bei Be— 
ſchwerden wegen durch den Beftano einer Eifenbahn 
hervorgerufenen Ueberſchwemmung. (Fall.) Nr. 1. S. 3. 

— gerichtliche zur Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit 
einer vom ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſe behufs Mus: 
tragung einer zwiſchen einem Genoſſenſchaftsmitgliede 
und deſſen Hilfsarbeiter aus dem Arbeitsverhältniſſe 
entſtandenen Streitigkeit. (Fall.) Nr. 3, S. 14 

— der Gerichte zur Entſcheidung des Streites über eine 
vom Pächter eines zur Einbringung rückſtändiger Steuer 
adminiſtrativ in Sequeſtration gezogenen, ſohin vom 
Sequefter verpachteten Gutes wider das Aerar ein: 
gebrachte, auf den Pachtvertrag geſtützte Klage. (Fall.) 
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— der Gerichte zur Entſcheidung über Erſatzanſprüche 
gegen Eiſenbahn-Unternehmungen wegen des Schadens, 
welcher durch den Eiſenbahnbau an öffentlichem oder 
Privatgute verurſacht wurde. (Falt.) Nr. 6, S. 26. 

— der Gerichte zur Entſcheidung über die Giltigkeit und 
den Umfang einer zwiſchen der Staatsverwaltung und 
einer Gemeinde abgeſchloſſenen Vereinbarung über die 
Beitragsleiſtung der Gemeinde zur Erhaltung eines 
Staatsgymnaſiums. Fall.) Nr. 39, S. 172. 

— der Gerichte bei Verweiſung eines ſtreitigen Rechtes 
auf den Rechtsweg. (Fall) Nr. 42, S. 185. 

— der Gerichte in Stiftungsſachen tritt nur bei Streitig— 
keiten über Privatrechte ein. (Fall.) Nr. 46, S. 206. 

— der politiſchen Bezirksbehörde (nicht der Gemeinde— 
vorſtehung) zur Ertheilung von Bewilligungen behufs 
Veranſtaltung muſikaliſcher Straßenproductionen und 
Ausflüge ſeitens eines Muſikvereines. (Fall.) Nr. 19, 
S. 84. 

— der politiſchen, nicht autonomen Behörden, zur Ent: 
ſcheidung über das Begehren einer Gemeinde um Ein— 
bringung der von ihr aus Anlaß von Flußregulirungs— 
bauten geleifteten Beiträge von den Beſitzern der an: 
grenzenden Liegenſchaften. (Fall.) Nr. 2, S. 9. 

— der politiſchen Behörden, nicht der Gerichte, bezüglich 
der Tutel über Stiftungen. (Fall.) Nr. 49, S. 225. 

— der politiſchen Behörden bezüglich der Obſorge über 
eine als Stiſtung anerkannte Widmung. (Fall.) Nr 49, 
S. 225. 

— des Reichsgerichtes zur Entſcheidung von aus den 
Dienſtverhältniſſen nicht ärariſcher, mit Dienſtvertrag 
beſtellter Poſtbedienfteten (Poſtmeiſter) und Poſtmani⸗ 
pulanten erhobenen Anſprüchen. (Fall.) Nr. 32, S. 140. 

— Incompetenz der Gerichtsbehörden zur Entſcheidung 
über die Berechtigung zur Führung eines beſtimmten 
Namens. (Fall.) Nr. 45, S. 204. 

Competenz⸗Conflict zwiſchen Gerichts⸗ und Verwal⸗ 
tungsbehörden. Bei ſolchen Conflicten iſt über den 


Erfatz der Koſten nicht zu erkennen. (Fall.) Nr. 6, 
S. 26. 

Competenz⸗Conflict negativer zwiſchen Gerichts- und 
Verwaltungsbehörden. Rechtsverhältniſſe, welche ſich auf 
die Entlohnung des iſraelitiſchen Matrikenführers ſeitens 
der iſraelitiſchen Eultusgemeinde beziehen, kommen nach 
privatrechtlichen Grundſätzen zu beurtheilen. (Fall.) 
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— bejahender zwiſchen Gerichts- und Berwaltungsbehörden 
puncto Entſcheidung bezüglich eines zwiſchen der Staats: 
verwaltung und einer Gemeinde abgeſchloſſenen Ver— 
einbarung über die freiwillige Beitragsleiſtung der 
Gemeinde zur Erhaltung eines Staatsgymnaſiums. 
(Fall.) Nr. 39. S. 172. 

Concurrenzbeiträge für von einer Gemeinde geleiſtete 
Flußregulirungsbauten ſeitens der Beſitzer der an— 
grenzenden Liegenſchaften; dieſe Beiträge haften als 
eine Grundlaſt auf den Realitäten derſelben. Der 
Erſteher einer executiv verſteigerten Realität hat zwar 
die Grundlaſt als ſolche zu übernehmen, nicht aber 
für die unter feinen Beſitzvorfahren fällig gewordenen 
einzelnen Leiſtungen aufzukommen. (Fall.) Nr. 2, S. 9. 

Congrua. Im Falle der feſtgeſtellten Verpflichtung einer 
Gemeinde zur Ergänzung des Einkommens des Curaten 
auf den Congrua-Betrag iſt die Deckung der Congrua 
geſichert und hienach die geſetzliche Vorausſetzung eines 
Anſpruches an die Regierung wegen Congrua-Ergänzung 
nicht gegeben. (Fall.) Nr. 4, S. 17. 

Correſpondenzkarten — mit bildlichen Darſtellungen 
verſehene — (1. g. Anſichtskarten) welche, wenngleich 
an ſich unfträflich, in Text oder Bild einem politiſchen 
Gedanken Ausdruck geben, ſind der Begünſtigung des 
$ 9, alinea 2, Pr.⸗G. nicht theilhaftig. (Fall.) Nr. 44. 
e 


<>) 


- + 


Dalmatien Königreich, Anerkennung zu deſſen Verpflichtung 
zur Beſtreitung der Ausgaben für die zu errichtende 
italieniſche Volksſchule in Spalato. (Fall.) Nr. 5, S. 20. 

— bezüglich ſolcher Ausgaben, zu deren Leiſtung der 
Landtag durch das Geſetz oder einen anderen Nechts— 
grund verpflichtet iſt, begreift das Budgetrecht des 
Landtages nur die rechnungsmäßige Prüfung und 
Feſtſtellung der Ziffer der betreffenden Ausgabe, keines⸗ 
wegs aber die Beſchlußfaſſung darüber, ob die fragliche 
Zahlung bewilligt werden will oder nicht. Call.) 
N 

Demonſtrationen — der Ahndung der nach der kaiſer— 
lichen Verordnung vom 20. April 1854 unterworfene 
— ſind als verbotene Handlungen anzuſehen. (Fall.) 
ee di, (E Pl 

Denkſtein-Aufſtellung, ſ. Freie Meinungsäußerung. 

Dienſtſtreitigkeiten zwiſchen einem Gewerbsgenoſſen⸗ 
ſchaftsmitgliede und deſſen Hilfsarbeiter, Incompetenz 
der politiſchen Behörden zur Entſcheidung üher die 
Rechtmäßigkeit der vom ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſe 
gefällten Entſcheidung. (Fall.) Nr. 3, S. 14. 

Druckſchriften (als) find durch Pauſtren verviel⸗ 
fältigte Literaturerzeugniſſe nach $ 4 Pr.-G. anzuſehen 

(Fall.) Nr. 12), E Bey 

Ein Begriffsmerkmal periodiſcher Druckſchriften liegt 
in einer gewiſſen, nicht bloß äußeren, ſondern auch 
inhaltlichen Continuität und Connexität, welche die 
unabgeſchloſſene ſtetige Reihe von Mittheilungen 
wechſelnden Inhaltes aneinander knüpft. (Fall.) Nr. 12, 
S. 53. 


E. 


Eger. Gemeindeausſchußbeſchluß auläßlich der Auflöſung 
des Grazer Gemeinderathes. (Fall.) Nr. 11, S. 46 

Eingriff nach der Gewerbeordnung ſ. Gewerbeordnung. 

Eiſenbahnen (auf) Betrieb der Schlaf- und Reſtaura⸗ 
tionswagen — gewerberechtlicher Charakter dieſes Be— 
triebes. Abhandl.) Nr. 15, S. 65. 

— Die Unterlaſſung der Bahnorgane, die Reiſenden vor 
dem Anhalten des Zuges auf offener Strecke recht: 
zeitig zu aviſiren und dieſelben vor dem Ausſteigen 
entſprechend zu warnen, involvirt ein Verſchulden der 
Bahnverwaltung in den etwaigen durch dieſe Unters 
laſſung herbeigeführten körperlichen Verletzungen. (Fall.) 
ar Me, E all, 


Eiſenbahnban, Erſatzanſprüche wegen Schadens durch 
denjelben, Competenz, ſ. Competenz. 

Eiſenbahn⸗Unfälle (über) Erhebungen. (Notiz.) Nr. 8, 
S. 35. 

Elektricität Aneignung rechtswidrige. (Notiz.) Nr. 32, 
S. 141. 

Entſchädigung für expropriirte Grundſtücke ſ. Er: 
propriation. 

— Die in Folge der ungerechtfertigten Verurtheilung 
eines Lehrlings um die Zeit der verbrachten Strafhaft 
bewirkte Verlängerung der Lehrzeit desſelben begründet 
einen vermögensrechtlichen Nachtheil und daher Anſpruch 
auf Entſchädigung. (Fall.) Nr. 25, S. 111. 

— ungerechtfertigt Verurtheilter. Das im Adhäſions⸗ 
verfahren gefällte ſtrafgerichtliche Erkenntniß über 
civilrechtliche Anſprüche ift gleichwohl kein Civil⸗Urtheil, 
ſondern ein ſtrafgerichtliches. Daher bilden im Falle 
ungerechtfertigter Verurtheilung auch die durch ein 
ſolches Erkenntniß auferlegten Privatentſchädigungen 
einen durch die ungerechtfertigte ſtrafgerichtliche Ber- 
urtheilung erwachſenen vermögensrechtlichen Nachkheil. 
(Fall.) Nr. 38, S. 168. 

— für eine etwaige Unterſuchungshaft gebührt dem ungerecht: 
fertigt Verurtheilten ehenfomenig, als für die Koſten 
der urſprünglichen Vertheidigung des Beſchuldigten 
wider die gegen ihn erhobene Anklage. (Fall.) Nr. 50, 
S. 229. 

Erwerbſteuer, reformatio in peius bei Berufungen 
ſ. reformatio i. p. pa 

Erziehungsanſtalten (an) hygieniſche Anforderungen. 
(Abhandl.) Nr. 25, S. 109. 

Execution (die) kann auf Apotheken durch Zwangs⸗ 
verwaltung oder durch Verpachtung ohne Rückſicht auf 
den Alleinbetrieb oder auf die Zahl der Hilfsarbeiter 
geführt werden. (Fall.) Nr. 16, S. 72. 

— Die im Wege der politiſchen Execution aufgelaufenen 
Exccutionskoften find bei Vertheilung des Meiftbotes 
für eine in gerichtlicher Feilbietung verkaufte Realität 
in der Rangordnung der angemeldeten Steuern nicht 
zuzuweiſen. (Fall.) Nr. 22, S. 99. 

— der politiſchen — Verhältniß zur gerichtlichen Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Notiz.) Nr. 22, S. 100. 

— von Anſprüchen der Mitglieder des allgemeinen Ver— 
bandes der Sidbahnbedienſteten öſterr. Linien. (Fall.) 
Nr. 28, S 103. 

Expropriation. Das im Eiſenbahn⸗Expropriations⸗ 
Geſetze vom 18. Februar 1878 geregelte gerichtliche 
Verfahren iſt auch bei der gerichtlichen Schätzung be- 
hufs Feſtſtellung der Entſchädigung für zu Gaſſen— 
zwecken euteignete Grundſtücke und Gebäude anzuwenden. 
(Fall.) Nr. 40, S. 178. 


F. 


Fahrlaſſigkeit, ſ. Lebensmittel. 

Finanzprocuratur. Die Vertretungsbefugniß der 
Finanzprocuratur ſchließt nicht aus, daß in Begleitung 
des Abgeſandten der Finanzprocuratur Namens des 
Staates oder der von demſelben verwalteten Ver— 
mögenſchaften Verwaltungsorgane vor Gericht er⸗ 
ſcheinen und daſelbſt neben dem Abgeſandten der 
Finanzprocuratur Erklärungen abgeben. (Fall) Nr. 14, 
S. 64. 

Fleiſchbeſchau, ſ. Viehbeſchau. 

Flößbare Gewäſſer (auf) Ueberfuhren, ſ. Gewäſſer. 

Flußregulirungsbauten. Beiträge, Einbringung, 
Competenz, ſ. Competenz. 

Freie Meinungsäußerung. Die Grenzen derſelben 
hat der Stadtrath von Kaaden durch Kundgebung 
ſeiner Theilnahme für die Grazer Stadtvertretung an⸗ 
läßlich ihrer Auflöſung nicht überſchritten. (Fall.) 
Nr. 10, S. 42. 

— Ein Gemeindevertretungs⸗Beſchluß, welcher dahin geht, 
Maßregeln einer Behörde die Abſicht feindſeligen Vor⸗ 
gehens wider eine Nationalität zu unterlegen, über⸗ 
schreitet die Grenzen freier Meinungsäußerung. (Fall.) 
Nr. Is 

— Ein über die Zweckmäßigkeit einer Regierungsmaß⸗ 
regel gefaßter Gemeindevertretungsbeſchluß begreift, 
wenn mit dem Beſchluſſe der Verſuch verbunden wird, 
auf die fragliche Regierungsmaßregel einen Einfluß 
zu nehmen, eine über die freie Meinungsäußerung 
hinausgehende Action. (Fall.) Nr. 11, S. 47. 

— Ein die Billigung der Ablehnung einer Allerhöchſten 
Auszeichnung ausdrückender Gemeindeausſchußbeſchluß 
begreift eine durchaus unzuläſſige Demonſtration gegen⸗ 


y 


über der Ausübung eines unantaſtbaren Hoheitsrechtes 
und erſcheint als eine Ueberſchreitung des Rechtes der 
freien Meinungsäußerung. (Fall.) Nr. 34, S. 149. 

Freie Meinungsaußerung. Die Demonſtration 
durch Aufſtellung einer Gedenktafel iſt nicht eine bloße 
Meinungsäußerung, ſondern gibt vielmehr dem Willen 
Ausdruck, die Erinnerung an einen Vorgang für immer⸗ 
währende Zeiten lebendig zu erhalten, daher geht ſie 
über das Recht der freien Meinungsäußerung hinaus. 
(Fall.) Nr. 37, S. 168. 

Friedensbewegung (zur). (Notiz.) Nr. 20, S. 91. 


G. 


Geheimmittel. Begriff der unerlaubten Anpreifung 
eines Geheimmittels (Notiz.) Nr. 52, S. 240. 

Gemeindebeitrag zum Staatsgymnaſium, ſ. Gym⸗ 
naſium. 

Gemeinde (der) Haftpflicht für durch die ſchadhafte 
Einrichtung in einer Gemeindeanſtalt (Schlachthaus) 
zugefügte Verletzungen. (Notiz) Nr. 44, S. 198. 

Gemeindeausſchuß. Sofern ein Gemeindeausſchuß⸗ 
Beſchluß die Aufforderung zu Feindſeligkeiten wider 
eine andere Nationalität begreift, verſtößt er gegen 
ein beſtehendes Geſetz und kann daher durch die Si— 


ſtirung eines ſolchen Beſchluſſes eine Verletzung des 


Rechtes der freien Meinungsäußerung und der Pflege 
der Nationalität nicht ſtattfinden. (Fall.) Nr. 3, S. 12. 


Gemeindeausſchuß⸗-Beſchluß — ein die Billigung: 


der Ablehnung einer Allerhöchſten Auszeichnung aus⸗ 
drückender — begreift eine Demonſtration und erſcheint 
als eine Ueberſchreitung des Rechtes der freien Mer⸗ 
nungsäußerung. (Fall.) Nr. 34, S. 149. 
Gemeindejagd = Pachtverlängerung. Zur De 
ſchwerdeführung wegen geſetzwidriger Anwendung der 
für Gemeindejagdpachtverlängerung beſtehenden Vor— 
ſchriften iſt nur die Gemeinde berechtigt, nicht der 
einzelne Grundbeſitzer. (Fall.) Nr. 38, S. 169. 
Gemeindejagd-Pachtvertrag, wenn bereits einmal 
außerlieitatoriſch verlängert wurde, fo iſt eine weitere 
Verpachtung der Gemeindejagd ohne Einleitung einer 
Licitation nur dann in dem Falle der Nichtüber— 
ſchreitung der für die Dauer eines außerlicitatoriſch 
verlängerten Pachtvertrages geſetzlich normirten Ma: 
rximalzeit zuläſſig. (Fall.) Nr. 51, S. 235. 
Gemeinderath einer Stadt mit ſelbſtſtändigem Statute, 
localpolizeiliche Verfügungen desſelben können nicht 
unter die Strafſanction der kaiſerl. Verordnung vom 
20. April 1854 geſtellt werden. (Fol.) Nr. 12, S. 54. 


Gemeindevertretung freie Meinungsäußerung ſ. d. 
Gemeindeverwaltungen (in den) des Nord-Weſt⸗ 


Gebietes des ruſſiſchen Reiches — Unordnungen. (Notiz.) 
ABE, 20; (So eh, 

Gemeindewahlen. Einwendungen gegen die Wähler: 
liſten für Gemeindewahlen, welche nach dem Auflegen. 
der Wählerliſten zur Einfichtnahme, jedoch noch vor 
Beginn der Reclamationsfriſt, alſo verfrüht eingebracht 
werden, find jedenfalls als rechtzeitig eingebracht anzu— 
ſehen. (Fall.) Nr. 9, S. 38. 

— Wenn die Zahl der wahlberechtigten Gemeindemit— 
glieder 100 überſteigt, müſſen für die Wahl des Ge— 
meindeausſchuſſes ſtets drei Wahlkörper gebildet werden. 
(Fall.) Nr. 42, S. 185. 

Gemeindewahlordnung für Böhmen. Im Sinne des 
$ 4, lit. e derſelben kann ein Gemeindemitglied als 
mit der Rechnungslegung für eine Gemeindeanſtalt im 
Rückſtande befindlich nicht angeſehen werden, wenn 
zur entſprechenden Zeit die betreffende Rechnung von 
anderer Seite bereits gelegt war. (Fall.) Rr. 9, S. 38. 

Gendarmen. Die im § 4 des Geſetzes vom 29. Janner 
1897 enthaltene Beſtimmung über ausnahmsweiſe 
Begünſtigung bei Penſionsbemeſſung für Gendarmen 
begründet keinen rechtlichen Begünſtigungsanſpruch. 
(Fall.) Nr. 28, S. 124. 

Gendarmerie⸗Geſetz vom 25. December 1894, $ 34, 
Anwendung im Falle, wo das die Invalidität des 
Gendarmen bedingende Gebrechen als die mögliche 
Folge einer ſpeciellen Dienſtverrichtung erkannt und 
das Vorhandenſein des Gehrechens vor der fraglichen 
Dienſtverrichtung nicht conſtatirt worden war. (Fall.) 
e Sy, le 

Gerichtliche Vollſtreckungsorgane, deren Anſuchen 
um Unterſtützung durch die Gendarmerie. (Notiz.) 
Nr. 22, S. 100. 

Geſchäftsinhaber (durch) Bewirthung von Kunden. 
(Notiz.) Nr. 30, S. 134. 


Gemaffer, ſchiffbare; — unter dieſe im $ 7 des 
Reichswaſſergeſetzes vom 30. Mai 1869 erwähnten — 
find auch die flößbaren einzureihen. Die Errich⸗ 
tung von Ueberfuhren auf ihnen bedarf behördlicher 
Bewilligung. (Fall.) Nr. 25, S. 112. 

Gewerbeordnung. Nach § 46 derſelben kann ein 
Eingriff in Anſehung der beſonderen Bezeichnung des 
Etabliſſements auch durch die Art und Weiſe der An⸗ 
kündigung eines im Concurrenzetabliſſement erhält⸗ 
lichen Artikels begangen werden. (Fall.) Nr. 49, S. 225. 

Gewerbsmäßige Unternehmung, f. Poſtweſen. 

Gymnaſium. Eine zwiſchen der Staatsverwaltung und 
einer Gemeinde abgeſchloſſene Vereinbarung über die 
freiwillige Beitragsleiſtung der Gemeinde zur Erhal— 
tung eines Staatsgymnaſiums begründet ein privat: 
rechtliches Verhältniß. Competenz der Gerichte zur 
Entſcheidung über die Giltigkeit und den Umfang eines 
ſolchen Uebereinkommens. (Fall.) Nr. 39, S. 172, 


H + 


Hausdurchſuchung (der) Begriff. Amtsbefugniſſe der 
politiſchen Behörden im Bereiche des Gewerbeweſens. 
(Fall.) Nr. 17, S. 75. 

Heilmittel, Verkauf unberechtigter. (Notiz. ) 
S. 100. 

— Verkaufsberechtigung. (Notiz.) Nr. 40, S. 178. 

Heimatsgemeinde, zur Beſtreitung der Legitimation 
eines Kindes nicht berechtigt, ſ. Legitimation. 
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Jagd, f. Gemeindejagd. 

„Ignorantia juris nocet.“ Dieſer Grundſatz gilt auch 
rückſichtlich gehörig kundgemachter behördlicher Anord⸗ 
nungen, welche auf Grund der Thierkrankheiten-Geſetze 
erlaſſen wurden. (Fall) Nr. 47, S. 217. 

Induſtrie und Verwaltung. (Abhandl.) Nr. 23, S. 101. 

Iſraeliten. Matrikenführer, ſ. d. 


K. 


Kaaden Stadtrath hat mit der Kundgebung feiner 
Theilnahme für die Grazer Stadtvertretung anläßlich 
ihrer Auflöſung die Grenzen der freien Meinungs: 
äußerung nicht überſchritten. (Fall.) Nr. 10, S. 42. 

Kind. Die übereinſtimmenden Angaben der Ehegatten 
über die Unterlaſſung der Beiwohnung innerhalb des 
geſetzlichen Zeitraumes genügen nicht, um den Beweis 
der Unmöglichkeit der vom Ehegatten erfolgten 
Zeugung des von ſeiner Frau geborenen Kindes her— 
zuſtellen. (Fall.) Nr. 45, S. 204. 

Kinder, religiöſe Uebungen, Theilnahme, ſ. Religibje 
Uebungen. 

Klage. Proceßkoſten, $. d. 

— (der) formelle Zuläſſigkeit wider einen Bezirksausſchuß. 
(Fall.) Nr. 8, S. 35. 

Kunden⸗Bewirthung ſeitens Geſchäftsinhaber. (Notiz.) 
Nr. 30, S. 134. 


KU 


~~? 


Landtag, Budgetredht, ſ. Budgetrecht. 

Landtags⸗Seſſion, während welcher kein Mitglied des 
Landtages ohne Zuſtimmung des Hauſes gerichtlich 
verfolgt werden darf, beginnt mit dem Tage, an welchem 
ſich der Landtag verſammelt. (Fall.) Nr. 20, S. 99. 

Landtagswahlen. Wenn nach Niederlegung eines Land⸗ 
tags⸗Mandates in Folge der Wahlprüfung ſeitens des 
Landtages erkannt wird, daß das betreffende Landtags⸗ 
Mandat nicht Dem, welcher vor der Wahlprüfung als 
gewählt gegolten und das Mandat niedergelegt hat, 
ſondern einer anderen Perſon gebühre und dieſe als 
der gewählte Abgeordnete vom Landtage in den Sande 
tag zugelaſſen wird, iſt der Fall einer Neuwahlaus⸗ 
ſchreibung nicht gegeben. (Fall.) Nr. 1, S. 3. 

Landesfond in Mähren, Vorſpannsbotenlöhnungen, ſ. d. 

Lebensmittel — nachgemachter oder verfälſchter — 
Feilhalten und Verkauf iſt zunächſt nach dem allge- 
meinen Strafgeſetze (§ 197 St.⸗G.) zu beurtheilen; 
nur ſubſidiär gelangt das Geſetz vom 16. Jänner 1896 
zur Geltung. (Fall.) Nr. 2, S. 8. 


Lebensmittel, bei Fälſchungen — Sadjverftändige. 
(Notiz.) Nr. 7, S. 32. 

— Fahrläſſigkeit im Sinne des $ 12 des Lebensmittels⸗ 
geſetzes vom 16. Jänner 1896 fällt dem Verkäufer 
insbeſondere dann zur Laſt, wenn er aus Herkunft 
oder Beſchaffenheit des Lebensmittels hervortretende 
Bedenken, welche zur Unterſuchung desſelben Anlaß 
gäben, mangels pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit unbe⸗ 
achtet läßt. (Fall.) Nr. 20, S. 90. 

— (mit) Verkehr, Anwendung des Geſetzes vom 16. Jänner 
1896. (Fall.) Nr. 24, S. 106. 

Lebensmittel. Die Grenzſcheide zwiſchen dem im Lebens⸗ 
mittelgeſetze § 18 vom 16. Jänner 1896 behandelten 
Vergehen und der Uebertretung des § 11 jenes Geſetzes 
liegt nicht in der künſtlichen Herſtellung, ſondern in der 
Geſundheitsſchädlichkeit der als Lebensmittel in den 
Verkehr geſetzten Gegenſtände. (Fall.) Nr. 47, S. 216. 

— Nahrungs- und Genußmittel, welche nach dem Willen 
des Erzeugers als Beſtandtheil vertragsmäßig ge 
bührender Verköſtigung an deſſen Dienſtgeſinde und 
Arbeiter verabfolgt werden ſollen, ſind im Sinne des 
Lebensmittelgeſetzes vom 16. Jänner 1896 fiir den 
Verkehr beſtimmt. (Fall.) Nr. 48, S. 221. 

Legitimation. Die Heimatsgemeinde iſt zur Beſtreitung 
der öffentlich beurkundeten Legitimation eines unehe— 
lichen Kindes durch nachgeſolgte Ehe nicht berechtigt. 
(Fall.) Nr. 23, S. 102. 

Lehrer. Züchtigung srecht, ſ. d. 

Lehrlings⸗Entſchädigung, ſ. d. 

Lemberger Stadtrath, betreffend die Aufhebung des 
Ausnahmszuſtandes in Galizien. (Fall.) Nr. 11, S. 47. 

Leones ad christianos. Notiz.) Nr. 23, S. 104. 

Licitation, ſ. Gemeindejagd. 

Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe, 
Competenz, ſ. Competenz. 


Streitigkeiten, 


M. 


Maczak v. Ottenburg ſ. Rechtsarchiv. 

Markenſchutz. Die Beſtimmungen des 3. Abſchnittes 
des Geſetzes vom 6. Jänner 1890 finden Anwendung 
auch auf bloß in Worten beſtehenden Waarenzeichen. 
(Fall.) Nr. 9, S. 38, 

— Einen Beſtandtheil der für gleichartige Waaren be— 
nützten Marke eines Anderen können die geſchützten 
Worte ſelbſt bei Hinzufügung eines unterſcheidenden 
Beiſalzes nicht abgeben. (Fall.) Nr. 9, S. 38. 

Matrikenführer. Rechtsverhältniſſe, welche ſich auf 
die Entlohnng des iſraelitiſchen Matrikenſührers ſeitens 
der iſraelitiſchen Cultusgemeinde beziehen, können nicht 
als öffentlich-rechtliche Verhältniſſe angeſehen werden, 
ſondern kommen nach privatrechtlichen Grundſätzen zu 
beurtheilen. Competenz-Conflicts⸗Entſcheidung. (Fall.) 
Nr. 35, S. 158. 


Meiſter⸗Krankencaſſen (bei den) Eintreibung rück- 


ſtändiger Mitgliederbeiträge (Prämien). (Notiz.) Nr. 41, 
S. 182. 

Meldungs⸗Vorſchrifts⸗Uebertretungen (in) Su: 
dicatur, Competenzfrage. (Abhandl.) Nr. 43, S. 187. 

Moeteoreiſen⸗Funde (Notiz.) Nr. 27, S. 122. 

Milde Gaben Verabfolgung an ſogenannte arme Reiſende. 
Notiz.) Nr. 11, S. 48. 

Militärtaxe. Zur Zuſtellung von Militärtarbemeſſungs⸗ 
Erkeuntniſſen find die Organe der Gemeinde geſetzlich 
nicht verpflichtet. (Fall.) Nr. 36, Seite 157. 

Muſikvereins⸗Straßenproductionen und Ausflüge 
— zur Bewilligungsertheilung hiefür die politiſche 
Bezirksbehörde competent. (Fall.) Nr. 19, S. 84. 


N. 


Nachtigallen⸗Steuer 
S. 186. 

Nachtwächter — der gemeindeamtlich beſtellte — ge: 
hört zu den im $ 153 St.⸗G. begünſtigten Beamten. 
(Fall.) Nr. 27, S. 121. 

Namen, Competenz zur Entſcheidung über die 
Berechtigung zur Führung eines beſtimmten Namens. 
(Fall.) Nr. 45, S. 204. 

. (die) als Rechtsbegrifſ. Notiz.) Nr. 10, 

43. 

Naturalwohnung. Begriffliche Unterſcheidung zwiſchen 
Natural⸗ und Amtswohnung eines Beamten. (Fall.) 
Wie I E 3% 


Erhebung. (Notiz.) Nr. 42, 


Oeffentliche Angelegenheiten; zu dieſen zählt im 
Sinne der §§ 104 und 105 des St.⸗G. auch das 
Ertheilen oder Verweigern der Bewilligung zur Mus: 
übung des Schankgewerbes. (Fall.) Nr. 48, S. 222. 

Ortsgemeinde (cine) ſoll ohne zwingende Gründe nicht 
zu verſchiedenen Schulen eingeſchult werden. (Fall.) 
Nr. 24, S. 108. 

Ortsſchulrath. Für eine Schule, deren Sprengel nicht 
wenigſtens eine ganze Ortsgemeinde umfaßt, kann ein 
eigener Ortsſchulrath nicht errichtet werden. (Fall.) 
Nr. 21, S. 95. 


P S 


Patentblatt — das öſterreichiſche — (Notiz.) Nr. 7, 
S. 32. 

Penſion. Bei Bemeſſung des Ruhegenuſſes iſt der letzte 
anrechenbare active Dienſtbezug zu Grunde zu legen. 
(Fall.) Nr. 30, S. 132. 

— Ein unbeſoldeter Univerſitäts⸗Profeſſor iſt nicht ruhe⸗ 
genußanſpruchberechtigt, daher auch die Witwe nach 
einem ſolchen keinen Auſpruch auf Witwenpenſion hat. 
(Fall.) Nr. 45, S. 202. 

Perſonalſteuern. Der Schutz des § 246 des Geſetzes 
vom 25. October 1896 umfaßt nicht etwa nur die in 
ein Steuerbekenntniß einge stellten Ziffern und Beträge, 
ſondern alle deſſen Inhalt bildenden Erklärungen, Un: 
träge und Bitten des Steuerpflichtigen, welche, 
wie z. B. auch der Antrag auf Ausſcheidung des 
Vermögens der Gattin — feine Erwerbs-, Vermögens— 
oder Einkommens-Verhältniſſe berühren. (Fall.) Nr. 46, 
E O 

Perſoualzulagen (der) Einrechnung bei der Bemeſſung 
des Ruhegenuſſes eines Staatsbeamten. Grundſätzlich 
iſt bei Bemeſſung des Ruhegenuſſes der letzte anrechen— 
bare active Dienſtbezug zu Grunde zu legen. (Fall.) 
Nr. 30, S. 132. 

— der Staatsbeamten ſind in allen Fällen der Erlangung 
eines höheren Gehaltes, daher auch bei generellen Ge— 
haltserhöhungen, beziehungsweiſe Gehaltsregulierungen 
einzuziehen und ſind ſelbſt ſolche Perſonalzulagen nicht 
ausgenommen, welche als Anerkennung für beſonders 
erſprießliche Dienſtleiſtung bewilligt worden ſind. (Fall.) 
DS 2), En AT 

Peterspfernig (der) bildet einen Gebrauch der katho— 
liſchen Kirche, der durch $ 303 St.⸗G. geſchützt iſt. 
(Fall) Nr. 10, S. 43. 

·Pfandrechts⸗Vormerkung (die) für beſtrittene, nur im 
Rechtswege erweisliche Anſprüche iſt über Anſuchen der 
Verwaltungsbehörde nicht zu bewilligen. (Fall.) Nr. 11, 
S. 47. 

Pfarrgemeinde- Frage (die). 
S. 231. 

Politiſche Behörden in Oeſterreich, Organiſatian und 
Inſtanzenzug. (Notiz.) Nr. 13, S. 58. (Abhandl.) 
Hibs, 2), S e 

— (der) Amtsbefugniſſe im Bereiche des Gewerbeweſens. 
(Fall.) Nr. 17, S. 75. 

Politiſche Verwaltung. Berufsbildung für den po⸗ 
litiſchen Verwaltungsdienſt in Oeſterreich. (Abhandl.) 
Nr. 16, S. 69. 

Polizeiſtunde für Privaträume bei Schankwirthſchaften. 
(Notiz.) Nr. 17, S. 78. 

Poſtbedienſtete (Poſtmeiſter) die mit Dienftvertrag 
beſtellten, nicht arariſchen und Poſtmanipulanten ſind 
keine Staatsbeamten und ſtehen zum Staate lediglich 
in einem privatrechtlichen Dienſtvertrags-Verhältniſſe. 
Competenz des Reichsgerichtes zur Entſcheidung über 
aus ſolchen Dienſtverhältniſſen erhobene Anſprüche. 
(Fall.) Nr. 32, S. 140. 

Poſtweſen (das) iſt ein eigentliches Verwaltungs⸗ 
geſchäft des Staates und dient die ſtaatliche Poſtanſtalt 
der Erfüllung wichtiger Verwaltungs-Aufgaben; Da: 
her kann dieſelbe nicht als „gewerbsmäßig betriebene 
Unternehmung“, beziehungsweiſe als „Betrieb“ im 
Sinne des Krankenverſicherungs-Gefetzes angefehen 
werden. (Fall.) Nr. 44, S. 196. 

Preſſe (der modernen) Verhältnis zur öffentlichen 
Meinung. (Abhandl.) Nr. 28, S. 123. 

Privilegien. Die Verantwortlichkeit des beſchlag⸗ 
nehmenden Privilegienbeſitzers bildet den nothwendigen 
Gegenſchutz wider eine unbefugte Ausübung des nur 
auf eigene Gefahr erworbenen Vorrechtes. (Fall.) 
da, 25, ©, WG 


(Abhandl.) Nr. 51, 


Privilegien. Das auf Ungiltigkeit eines Privilegiums 
lautende Erkenntniß des Handelsminiſteriums wirkt 
auf den Zeitpunkt der Ertheilung des Privilegiums 
zurück. (Fall.) Nr 35, S. 152. 

Proceßkoſten. Bei Competenz⸗Conflicts⸗Entſcheidnngen 
iſt vom Reichsgerichte über den Erſatz der Koſten nicht 
zu erkennen. (Fall.) Nr. 6, S. 26. 

Proceßkoſten. Geſichtspunkte für die Zuerkennung bei 
einer beim Reichsgerichte eingebrachten Klage. (Fall.) 
Nr. 41, S. 180. 

Profeſſors⸗Witwe Penſion ſ. Penſion. 


R. 


Näumung (die) nach öſterreichiſchem 
(Abhandl.) Nr. 39, S. 171. 

Realitäten. Collectur $. d. 

Rechtsarchivs — eines öſterrreichiſchen — Schaffung, 
Emil Maczak v. Ottenburg's diesbezügliche Arbeiten. 
(Notiz.) Nr. 51, S. 235. 

Rechtseinheit in der Schweiz. (Notiz.) Nr. 14, S. 64. 

Rechtsweg auf den) Verweiſung, deren rechtliche Be— 
deutung; Grenzen der Competenz der Gerichte und der 
Verwaltungsbehörden. (Fall.) Nr. 42, S. 184. 

Necurs. Der Auftrag zur Beſeitigung eines eigenmächtig 
vorgenommenen Waſſerſchutzhaues it cine adminiſtrative 
Verfügung, welche dem Recurswege nach $ 87 des 
Waſſerrechtsgeſetzes für Steiermark unterliegt. (Fall) 
Nr. 7, S. 31. 

— Die in der Miniſterial-Veordnung vom 3. April 1855 
normirte Friſt zur Anmeldung des Recurſes hat keine 
präcluſive Wirkung, wenn das Straferkenntniß nicht 
unmittelbar von der politiſchen Bezirksbehörde, ſondern 
durch die Gemeinde verkündet worden iſt. (Fall.) 
Nr. 26, S. 118. 

Recursfriſt. Bei bloß formalen Entſcheidungen 
haben die ſpeciellen Berufungsfriſten nicht zu gelten. 
(Fall.) Nr. 6, S. 28. 

— in den zur politiſchen Amtshandlung gehörigen Ueber— 
tretungsfällen. (Abhandl.) Nr. 24, S. 105. 

Reformatio in pejus ob bei einſeitiger Berufung des 
Erwerbfteuerpflichtigen zuläſſig? (Abhandl.) Nr. 8, S. 33. 

Reichsgericht. Verfahren ſ. d. 

Reichsraths-Seſſion, während welcher kein Mitglied 
des Reichsrathes ohne Zuſtimmung des Hauſes 
gerichtlich verfolgt werden darf, beginnt mit dem Tage, 
an welchem ſich der Reichsrath verſammelt. (Fall.) 
Nr. 22, S. 99. 

Religiöſe Uebungen. Die Weigerung der Eltern, ihre 
der katholiſchen Religion angehörenden ſchulpflichtigen 
Kinder an den religiöſen Uebungen theiluchmen zu 
laſſen, iſt von den Schulbehörden analog den Schul: 
verſäumniſſen zu ahnden. (Fall.) Nr. 30, S. 134. 

Religionsbekenntuiß (das) der Kinder nach öſter⸗ 
reichiſchem Recht. (Abhandl.) Nr. 44, S. 193 bis 
incluſive Nr. 50. 

Neligiousfondsbeiträge. Abweiſung eines beim Reichs⸗ 
gerichte gegen die Regierung eingebrachten Klagebegehrens 
auf Vergütung der Zinſen von — vom Staate auf⸗ 
erlegten, ſpäter aber von demſelben reſtituirten Religions⸗ 
fondsbeiträgen. (Fall.) Nr. 17, S. 77. 

Reſtaurations- und Schlafwagen, Vetrieb, ſ. Eiſen⸗ 
bahnen. 

Nollbahnen, rückſichtlich welcher die Vorausſetzungen des 
1. alinea des $ 1 des Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſetzes 
vom 14. September 1854 zutreffen, bedürfen entweder 
nur des in den allgemeinen Geſetzen vorgeſchriebenen 
Bauconſenſes oder des Conſenſes der Gewerbsbehörden 
1. Inftanz. (Fall.) Nr. 27, S. 121. 

Ruhegenuß ſ. Penſion. 


Waſſerrecht. 


S. 


Schadenerſatz in Folge Vieheintriſebes, ſ. Vieheintrieb. 

Schankgewerbe. Zu den öffentlichen Ungelegen: 
heiten zählt auch das Ertheilen oder Verweigern der 
Bewilligung zur Ausübung des Schankgewerbes. (Fall.) 
Nr. 48, S. 222. 

Schlachthaus, j. Gemeinde. 

Schlaf: und Neſtaurationswagen, ſ. Eiſenbahnen. 

Schreibſtuben für Arbeitsloſe, ſ. Arbeitsloſe. 

Schriftſteuer (Natur der). (Abhandl.) Nr. 4, S. 15, 
u. Nr. 5, S. 19. 

Schriftſtücke tſchechiſche Behandlung in Deutſchland. 
(Notiz.) Nr. 29, S. 130. 


Schulärzte, (Abhandl.) Nr. 7, S. 29, 

— ſtandiger — allgemeiner Beſtellung.(Abhandl.) Nr. 52, 
S. 238. 

Schule, Ortsſchulrath. 

Schulkinder, Religiöſe Uebungen ſ. d. 

Sittenpolizeibeamte — deren Verhalten. 
Nr. 24, S. 108. 

Spalato, ſ. Dalmatien. 

Staatsrechnungswiſſenſchaft (der) Stellung im 
Verwaltungs⸗Organismus. (Abhandl.) Nr. 36, S. 159. 

Stallungen, welche zur Unterbringung von zum Ver⸗ 
kaufe beſtimmten, jedoch im eigenen landwirthſchaft⸗ 
lichen Betriebe gezüchteten, beziehungsweiſe aufgezo⸗ 
genen Viehe dienen, ſind nicht als Anlagen für einen 
gewerblichen Betrieb anzuſehen. (Fall.) Nr. 31, S. 137. 

Stempelmarken der Emiſſion 1898 — Verwendung. 
Notiz.) Nr. 50, S. 230. 

Stiftungen. Stiftungsbezüge ob cedirbar? (Abhandl.) 
Nr. 10, S. 41. g 

— (über die) Tutel kommt niemals den Gerichten, fon: 

dern den politiſchen Behörden zu. (Fall.) Nr. 49, 
S. 225. 

— Steht der Stiftungscharakter einer Widmung felt, 
ſo richtet ſich die Obſorge über dieſelbe nach Stif⸗ 
tungsrecht und fällt in die Competenz der politiſchen 
Behörden. (Fall.) Nr. 49, S. 225. ‘ ; 

Stiftungen. Gemeinnützigkeit des Zweckes iſt fein 
Erforderniß einer Stiftung. (Fall.) Nr. 49, S. 225. 


(Notiz. ) 


— Gerichtliche Competenz in Stiftungsſachen tritt nur 


in Streitigkeiten über Privatrechte ein. (Fall.) Nr. 46, 
S. 206. e 

Strafſanction — unter die — der kaiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854 können localpolizeiliche Ver⸗ 


fügungen, welche vom Gemeinderathe einer Stadt mit 


ſelbſtſtändigem Statute im eigenen Wirkungskreiſe er⸗ 
laſſen werden, nicht geſtellt werden. (Fall.) Nr. 12, 
S. 54. 

Streberthum in der Beamtenſchaft. (Abhandl.) Nr. 9, 
S. 37. 


> 


Le 


Tabakanbau⸗Licenz. Der Tabakpflanzer, der ſich zur 


Hintergehung der amtlichen Controlsorgane rückſichtlich 


der ihm mangelnden Anbau⸗Licenz eines zu feinem 
Gebrauche gefälſchten, fremden Licenzſcheines bedient, kann 
ſich zur Abwendung der im § 119 d. R.⸗G. begründeten 
Verantwortlichkeit nicht darauf berufen, daß er die Ge: 
währung der rechtzeitig angebrachten, aber nicht erledigten 
Bitte um Licenz erhoffte. (Fall.) Nr. 33, S. 141. 
Thier ſeuchen. Der Grundſatz „Ignorantia juris nocet“ 
gilt auch rückſichtlich gehörig kundgemachter behördlicher 
Anordnungen, welche auf Grund der Thierkrankheiten⸗ 
Geſetze erlaſſen wurden. (Fall.) Nr. 47, S. 217. 
Trieſt. Nur im Geſetze begründete Einwendungen, be⸗ 
ziehungsweiſe Anſtände können den Stadtrath he: 
rechtigen, der Wahl eines Stadtrathmitgliedes die 
Beſtätigung zu verweigern. (Fall.) Nr. 40, S. 176. 
Tuberculofe (vor der) Achtung. Notiz.) Nr. 32, 


S. 142. 


u. 


Ueberfuhren auf flößbaren Gewäſſern ſ. Gewäſſer. 

Ueberſchwemmungen — durch den Beſtand einer 
Eiſenbahn hervorgerufene, diesfällige Beſchwerden, 
Competenzfrage. Nr. 1, S. 3. 

— Verſicherungen dagegen ſ. Verſicherungen. 

Uebertretungen Recursfriſt ſ. d. 

Unbeſcholtenheit. Bei einer Verurtheilung wegen Ver⸗ 
gehens der Crida kann nur nach der Natur des ein- 
zelnen Falles beurtheilt werden, ob der Verurtheilte 
die Unbeſcholtenheit des Lebenswandels verloren habe 
und als Auswärtiger aus dem Gemeindegebicte aus: 
zuweiſen ſei. (Fall.) Nr. 16, S. 71. 

Unfall⸗Verſicherung der Arbeiter ſ. Arbeiter-Unfall⸗ 
Verſicherung. 

Ungerechtfertigte Verurtheilung, ſ. Entſchädigung. 


V. 


Verband allgemeiner der Bedienſteten der k. k. priv. 
Südbahn⸗Geſellſchaft öſterreichiſcher Linien. Die den 
Mitgliedern derſelben zukommenden Anſprüche (Unter⸗ 
ſtützungsbeträge) können nur nach Maßgabe des § 291 
E.⸗O. in Execution gezogen werden. (Fall.) Nr. 23, S. 103. 

Vereine. Bund deutſcher Städte ſ. Bund. 

— Nichtpolitiſchen Vereinen iſt auch ohne eine bezügliche 
Statutenbeſtimmung geſetzlich nicht verwehrt, einem 
Verbande beizutreten. (Fall.) Nr. 22, S. 98. 

— Eine Emanation der oberſten Vereinsbehörde (des 
Miniſteriums des Innern) dahin gehend, den Vorſtand 
eines Vereines aufmerkſam zu machen, wie die Behörde 
eine Beſtimmung der Vereinsſtatuten auffaſſe, iſt keine 


lit. b. des Staatsgrundgeſetzes über das Reichsgericht 

vom 21. December 1867 geforderte Vorausſetzung zu 

einer Entſcheidung des Reichsgerichtes zutrifft. (Fall.) 

Nr. 26, S. 117. 

erfahren. Vorausſetzungen der Wiederaufnahme des 

Verfahrens in einer vom k. k. Reichsgerichte entſchiedenen 

Rechtsſache. (Fall.) Nr. 52, S. 239, 

Verſchließungsſtrafe, Verbüßung 
anſtalten f. d. 

Verſicherung gegen Ueberſchwemmungsſchäden. (Notiz.) 
Nr. 19, S. 86. 

Verſicherungsanſtalt. Die Beſtimmung der Statuten 
einer ſtädtiſchen Verſicherungsanſtalt, daß das die Stadt 
vertretende Organ im Falle eines Streites zwiſchen 
einem Verſicherten und der Anſtalt endgiltig entſcheiden 
ſoll, iſt ungiltig. (Fall.) Nr. 31, S. 138. 

Vertretungskoſten eines ungerechtfertigt Verurtheilten 
ſ. Entſchädigung. 

Verurtheilung ungerechtfertigte ſ. Entſchädigung. 

Verwaltung (der) Geſetz. (Abhandl.) Nr. 1, S. 1. 

— und Induſtrie. (Abhandl.) Nr. 23, S. 101. 

Verwaltungsbehörden. Vereinfachung des ſchriftlichen 
Verkehres derſelben. (Notiz.) Nr. 27, S. 122. 

Verwaltungsgerichtshof. Aufklärung über die In⸗ 
ſtitution desſelben. (Abhandl.) Nr. 14, S. 59. 

Verwaltungsrechtsſtreit (im) die Parteien. (Abhandl.) 
Nr. 27, S. 119. 


V 


in Beſſerungs⸗ 


adminiſtrative Entſcheidung, für welche die im Artikel 3, 


Viehbeſchau und Fleiſchbeſchau — für die geſetzlich 
angeordnete — haftet der Gewerbeinhaber unmittelbar 
ſelbſt; daß er die Einleitung der Beſchau ſeinen Be⸗ 
dienſteten auftrug, reicht nicht aus, ihn von dieſer 
Haftung zu befreien. (Fall.) Nr. 7, S. 30. 

Vieheintrieb — bei unbefugtem, durch längere Zeit 
andauernden — in fremde Wälder — Schadenerſatz⸗ 
berechnung. (Fall.) Nr. 28, S. 125. 

Volkszählung (die) in Oeſterreich zu Ende dieſes Jahr⸗ 
hunderts. (Abhandl.) Nr. 30, S. 131 bis Nr. 35 incl. 

Vorladung. Das au eine Gerichtsbehörde gerichtete 
Erſuchen des Unterſuchungsrichters, jemanden als 
Angeſchuldigten zu vernehmen, ſteht in der Wirkung 
dem Erlaſſen einer Vorladung wider denſelben gleich. 

Fall.) Nr. 48, S. 221. 

Vorſpannsbotenlöhnungen. Nichtverpflichtung des 

mähriſchen Landesfonds zur Leiſtung von Vorſpanns⸗ 

(Transport-) Botenlöhnungen, beziehungsweiſe zum 

Erſatze der ausgelegten bezüglichen Löhnungen an die 

Stadt⸗Gemeinde Brünn. (Fall.) Nr. 36, S. 157. 


1 


W. 


Waffentragen, unbefugtes, kann Verantwortlichkeit 
nach § 36 des k. Patentes vou 24. October 1852 
auch dann begründen, wenn es im unmittelbar an die 
Wohnung angrenzenden Garten erfolgt. (Fall.) Nr. 38, 
S. 145. 

— Der Grundſatz des $ 28 des k. Patentes vom 24. Oc⸗ 
tober 1852 ſchließt nicht aus, dem Schuldigen neben 
der ſtrafgeſetzwidrigen Handlung auch die concurrirende 
Uebertretung des § 36 des Patentes zuzurechnen. (Fall.) 
Nr. 33, S. 145. 

Wald. Der Waldbeſitzer kann nach dem Forſtgeſetze 
nicht verhalten werden, zur Sicherung der angeord— 
neten Aufforſtung eine Caution zu erlegen; dagegen 
kann er zur Vorlage eines Aufforſtungsplanes ver⸗ 
pflichtet werden. (Fall.) Nr. 14, S. 68. 

Waſſerbauten ſeitens einer Gemeinde, Competenz zur 
Entſcheidung über das Begehren derſelben um Ein— 
bringung der für dieſe Bauten geleiſteten Beiträge von 
den Beſitzern der angrenzenden Liegenſchaften; ſiehe 
auch Concurrenzbeiträge. (Fall.) Nr. 2, S. 9. 

Waſſerrecht. Räumung, ſ. d. 

Waſſerſchutzbaules) — eines eigenmächtig vorgenom— 
menen — Beſeitigungsauftrag iſt eine adminiſtrative, 
keine Strafverfügung. (Fall.) Nr. 7, S. 31. 

Wiederaufnahme der Verfahrens, vor dem Reichs⸗ 
gerichte, ſ. Verfahren. 

Wirthshausſchilder. Polizeiliche Bejettigung, u. zw. 
bezüglich ſolcher Häuſer, in denen eine Gaſtwirthſchaft 
nicht betrieben wird. (Notiz.) Nr. 46, S. 208. 

Wohlthätigkeitsvereine, katholiſche, deren Verhältniß 
zur geſetzlichen Armenpflege. (Notiz.) Nr. 47, S. 217. 

Wohnungs⸗Miether, Beſtandvertrag, ſ. d. 


3. 


Zahntechniker (der) Recht. (Abhandl.) Nr. 3, S. 11. 

Züchtigungsrecht (das) der Volksſchullehrer in Preußen. 
(Notiz.) Nr. 38, S. 169. 

Zwangserziehung in Preußen. (Notiz.) Nr. 31, S. 138. 
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